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unzufkieden und uneinig über neuen Tarifvertrag und seine Un7setzung 

Das Kuckucks-Ei des Leber-Kompromisses 
Die Verwirklichung des Tarifabkommens über die 383- 

Stunden-Woche im Bereich der Werften in Hamburg hat zu 
unterschiedlichen Ergebnissen geführt. Dies kommt den 
Zielen und Interessen der Unternehmer entgegen, eine 
gemeinsame lnteressenvertretung der Arbeiter und Angestell- 
ten in Zukunft zu erschweren, und, wenn möglich, ganz zu 
verhindern. Die im Tarif-Vertrag vorgesehene Rahmenrege- 
lung der 38,5-Stunden-Woche muß dazu führen, daß in den 
Verhandlungen zwischen Betriebsräten und Geschäftsleitun- 
gen das Flexibilisierungsbestreben des jeweiligen Betriebes 
- begründet mit der Konkurrenzsituation durch andere Be- 
triebe - der Betriebsvereinbarung den Stempel aufdrückt. 
Das wiederum muß zur Zersetzung der Gewerkschaften 
führen. Der zur Schau getragene Optimismus der (Einheits-) 
Gewerkschaftsführungen ist daher überhaupt nicht gerecht- 
fertigt. 

Während der Verhandlungen bei HDW-Hamburg spielte u.a. 
die Betriebsvereinbarung bei Blohm und Vossl eine gewisse 

.Rolle, weshalb sieerwähnt werden muß. Die Werft Blohm und 
Voss, in dessen Aufsichtsrat der 1. Bevollmächtigte der IGM- 
Hamburg, Müllner, sitzt, hat mit dem Betriebsrat eine Arbeits- 
zeitverkürzung auf 38,5-Stunden für alle vereinbart, die in den 
Grundzügen soaussieht: Verkürzung der Arbeitszeit: drei freie 
Tage im Zeitraum von 3,5 Kalendermonaten ohne Urlaubszeit. 
Mehrarbeit bedarf der Freiwilligkeit. Die mögliche Mehrarbeit 
errechnet sich aus der Anzahl der im Bereich tätigen Mitarbei- 
ter mal 10 Überstunden, die aber auch auf weniger Kollegen 
verteilt werden können (ausgenommen sind Kollegen in Kurz- 
arbeit oder Krankheit). Als Ergebnis der Verhandlungen 
schrieb der Vorstand der Blohm und Voss AG am 6.3.85 an 
den Betriebsrat: 

An den 
Betriebsrat der 

Blohm + Voss AG 
Vorstand 

Blohm + Voss AG 6 . 3 .  148s 

Sehr geehrte Herren, 
im Zusammenhang mit der Vereinbarung über Mehrar- 
beit in I985 bestätigen wir Ihnen unsere Zusage, 
da6 es bei der Blohm + Voss AG in 1985 keine Mas- 
senentlassungen geben wird. Ausgenommen hiervon 

bsind Aufhebungsverträge und Entlassungen aus per- 
sönlichen Gründen. 

Ferner bestätigen wir Ihnen, daB das Unternehmen 
die Auslerner des Jahres 1985 mit unbefristeten 
Arbeitsverträgen fibernehmen wird. Das gleiche 
gilt für Auslerner des Jahres 1984, die zurzeit 
in einem befristeten Arbeitsvel;hältnis stehen. 

Ausgenommen hiervon sind diejenigen Auslerner, 
bei denen eine Ubernahme aus persönlichen Grün- 
den nicht in Frage kommt. 

Mit freundlichen GrüBen 

B L O H M  + V O S S  A G  

Auch wenn diese Betriebsvereinbarung als ein mach- 
ahmenswerter. Erfolg der IGM mitunter hingestellt wird, so 
darf doch die Unverbindlichkeit im Schreiben nicht übersehen 
werden, die auch in Zukunft alle möglichen Auslegungen 
erlaubt. Derartige Willenserklärungen sind in den vergange- 
nen Jahren, sowohl wenn es um den Arbeitsplatz als auch um 
den Lohn ging, ebenso oft abgegeben worden wie sie später 
gebrochen wurden, und gerade die HDW-Belegschaft in 
Hamburg (Auszubildende wie Facharbeiter) kann auf dem 

1 zur Vorgeschichte der Betriebsvereinbarung bei B+V, vgl. Arpo 2/85. 

Papier stehende Beschäftigungsgarantien und Zusagen vor- 
weisen, die, wenn es darauf ankam, von der Unternehmens- 
leitung nicht verwirklicht wurden mit der Begründung: Die 
Zeiten haben sich geändert. (Was geschieht mit der B+V- 
Betriebsvereinbarung nach Ende 1985?) 

Im HDW-#Werft-Echo- (DKP) meint ein über das Angebot 
der HDW-Geschäftsleitung »empörter Vertrauensmann-: 
*Dann wollen wir wenigstens die Blohm + Voss-Betriebs- 
vereinbarunp, und das .Werft-Echo. unterstreicht diesen 
Wunsch: .Es rnuß bei den Verhandlungen wenigstens das 
herauskommen, was die Kollegen bei Blohm und Voss 
erkämpft haben.., so ist dies genau das, was dem Charakter 
des Leber-Abkommens widerspricht. 

Blohm + Voss ist die führende Werft in Hamburg und gehört 
zum Thyssen-Konzern. Die Verhandlungsführung auf Seiten 
des Betriebsrates und der IGM bei Blohm und Voss wird sogar 
von IGM-Funktionären kritisiert, die meinen, ohne den 1. Be- 
vollmächtigten der IGM wäre ein Verhandeln leichter 
gewesen. Es wird sich in der nächsten Zukunft zeigen, ob die 
Überstundenregelung bei B+V wirklich bessere Bedingungen 
für die Belegschaft schuf als auf den anderen Werften 
Hamburgs und die drohende Ent lasc~r~g von Ca. 500 Kollegen 
aus dem Panzerwannenbal; und Maschinenbau bei B+V 
verhindert werden wird. Die Oberstunden werden leicht zu 
einem Mittel der Unternehmensleitung, die Konkurrenz unter 
den Arbeitern (je nach ihrem Wohlverhalten zur Betriebshier- 
archie) anzuheizen. Wer z.6. muß *abbummeln. und wer 
nicht. 

Wenn die Geschäftsleitung (GL) verspricht, keine Massen- 
entlassungen für 1985, so bedeutet das noch lange nicht, daß 
sie mit mehrfachen Entlassungen in kleinerer Zahl nicht das- 
selbe besser erreichen kann, nämlich ohne größeren Wider- 
stand aus der Belegschaft. Seit 1982 wurden bei B+V so 1400 
Arbeitsplätze vernichtet; wenn man die Arbeitsplätze von Leih- 
arbeitern und Azubis hinzurechnet, sind es über 2000. 

Im Schiffbau bei B+V wurden Ausgelernte schon in den 
letzten Jahren nur mit 5-Monatszeitverträgen übernommen, 
und die Zusage der Ubernahmevon Azubis jetzt betrifft nurca. 
100 für 1985. Auf der Seite der GL saß bei den Verhandlungen 
neben Budczies der ehemalige Betriebsratsvorsitzende Knöd- 
ler, jetzt Vorstandsmitglied, der einst zu den Stützen der IGM- 
Ortsverwaltung gehörte und dieser Tatsache wohl auch 
seinen .Aufstieg. zu verdanken hat - wie Peters bei HDW. 
Beider Leute Verdienst liegt nicht darin, daß in dervergangen- 
heit Massenentlassungen von den Kollegen bekämpft wurden, 
sondern darin, daß diese ohne größeren Widerstand über die 
Bühne gingen: So dosiert, daß ein umfassender Widerstand 
nach Möglichkeit verhindert wurde. 

Jetzt wird berichtet, daß MBB und B+V zusammengehen 
wollen. MBB ist vor allem an Technologie im Marineschiffbau 
interessiert, während umgekehrt B+V großes Interesse an der 
Elektronik für den geplanten Roboterbau hat. Einegroße Halle 
für ca. 14 Millionen ist in Planung. Diese Pläne sind sicherlich 
ein Grund für die GL, Unruhe unter der Belegschaft zurzeit zu 
vermeiden. Diese Pläne würden zur Folge haben, daß der Kon- 
kurrenzvorsprung gegenüber anderen Werften sich vergrö- 
ßern würde. 

Anders als bei B+V liegen die Dinge bei HDW-Hamburg. Der 
staatliche Salzgitter-Konzern ist an HDW-Hamburg nur 
insoweit interessiert gewesen, als dort Tankerbau stattfand. 
Das ist nicht mehr der Fall. Schleswig-Holstein ist noch 251 %- 
Teilhaber bei HDW und hat die Beteiligung Hamburgsan HDW 
(jedenfalls nach den Worten des HH-Senators Lange) 
abgelehnt. Wenngleich der Betrieb nach den Massenentlas- 
sungen im vorigen JahrzurZeit schwarzezahlen macht, ist die 
Privatisierung bzw. Verselbständigung zum 1. 10. 85 geplant. 
Je profitabler der Betrieb läuft. desto günstiger die Verkaufs- 
Chancen. Auch deswegen ist die Arbeitszeitgestaltung für 
HDW-Hamburg von großer Bedeutung für die Geschäftslei- 
tung, die auch als Vorreiter gelten will. 



HDW soll Vorreiter fUr andere Werften abgeben 

GL und BR unterbreiteten zunächst ihre Vorschläge. Der 
Vorschlag der GL sah in seinen Grundzügen soaus: Die regel- 
mäßige Arbeitszeit ohne Pausen beträgt in der Woche 38,5 
Stunden im Durchschnitt, Azubis und AT-Angestellte ausge- 
nommen. Es wird eine individuelle regelmäßige Arbeitszeit 
zwischen 37 und 40 Stunden festgelegt. Die tägliche regel- 
mäßige Arbeitszeit ohne Pausen beträgt 8 Stunden, die 
tägliche Anwesenheitszeit mit Pausen 9 Stunden. Das hieß, 
daß die bisher bezahlte Frühstückspause von einer Viertel- 
stunde in Zukunft nicht mehr bezahlt würde. Dieentsprechen- 
de Betriebsvereinbarung war von der Geschäftsleitung zum 1. 
4. 84 gekündigt worden. (Bei HDW-Kiel hatte der Betriebsrat 
der Aufhebung der bezahlten Frühstückspause bereits vorher 
zugestimmt.) Der Sonnabend sollte wieder Arbeitstag werden. 
Die Arbeitszeit von 383 Stunden könnte ungleichmäßig in 
einen Zeitraum von 2 Monaten auf Tage und Wochen verteilt 
werden, von 0 bis 48 Stunden, „zur Vermeidung von Kurz- 
arbeit und übers tun den^^. Mit anderen Worten: Die Geschäfts- 
leitung wollte die volle Flexibilisierung, keine Überstundenzu- 
Schläge zahlen und die Leute nach Hause schicken und 
bestellen, wann immer sie es für nötig hielt. Alle Überstunden 
sollten angeordnet und abgebummelt werden ohne Mitbe- 
stimmung des Betriebsrates. 

Der Vorschlag des BR lautete: Die tägliche Arbeitszeit von 
Montag bis Mittwoch beträgt pro Tag 8 Stunden, am Donners- 
tag 7,5 Stunden und am Freitag 7 Stunden. 

Auf einer Betriebsversammlung am 14.3.85, zu Beginn der 
Verhandlungen zwischen BR und GL, wurden die Vorschläge 
bekanntgegeben. Als IGM-Vertreter wies besonders der 
Bezirkssekretär Teichmüller auf die Betriebsvereinbarung von 
Blohm + Voss hin und sprach viel von der Menschenverach- 
tung etc. der Geschäftsleitung von HDW-Hamburg. Die mora- 
lische Entrüstung kam zwar bei der Belegschaft gut an, blieb 
jedoch auf die GL ohne Wirkung. Offenbar hatte sie diese 
schon einkalkuliert. Trompetenstöße erschüttern das Profit- 
streben nicht. 

Umstritten war in den Verhandlungen u.a. der Sonnabend 
als Arbeitstag. Diese Forderung konnte die Verhandlungs- 
kommission des Betriebsrats zunächst abwehren, reguläre 
Arbeitszeit sollte von Montag bis Freitag sein. Nicht 
verhindern konnte sie die Anrechnung der bezahlten Früh- 
stückspause von 9 Uhr bis 9.15 Uhr. Die Flexibilisierungsbe- 
strebungen der GL (von 0 bis48 Stunden) konnten abgewehrt 
werden. Überstunden sollten mit dem Betriebsrat vereinbart 
werden, wobei maximal 50% bezahlt werden und mindestens 
50% abgebummelt werden mußten. 

Die aus der Arbeitszeitverkürzung nach Anrechnung der 15 
Minuten Frühstückspause übrigbleibenden 3 Minuten sollten 
zusammengezogen werden und am 24. 12. dazu führen, daß 
die Arbeitszeit um eine halbe Stunde verkürzt werden sollte 
und der 27.12. frei sein sollte. 1986sollteder24. und31.12. frei 
sein. 

Auf einer Vertrauensleutesitzung am 21. 3. (Ca. 60 Ver- 
trauensleute von über 150 anwesend) wurde vom BR-Vor- 
sitzenden Mahler und dessen Stellvertreter Napiwotzki darauf 
hingewiesen, was geschehen könnte, wenn dieses Verhand- 
lungsergebnis auf der kommenden Betriebsversammlung 
nicht angenommen würde. Das Ergebnis entspreche zwar 
nicht den von der IGM ausgegebenen Richtlinien, aber als 
Betriebsräte würden sie sich  opfern^^, um das Ergebnisvor der 
Belegschaft zu vertreten, weil in Verhandlungen nicht mehrzu 
erreichen sei und in einer Einigungsstelle nur ein schlech- 
teres Ergebnis herauskommen würde. In der gegebenen 
Situation bei HDW-Hamburg sei es kaum möglich, den not- 
wendigen Druck herzustellen, um ein besseres Eraebnis zu 
erzielen. 

'orsitzend~ 
ng nur dc 
- -. . 

Im BR wurde dann beschloss e Holger 
Mahler sollte auf der Betriebsvc on Sach- 
stand berichten, während auf der uerrieDsversammiung selbst 
die Vertreter der IGM vor der Belegschaft die Auffassung 
vertreten wollten, daß in einer Einigungsstelle nurein besseres 
Ergebnis herauskommen könnte, immer mit Hinweis auf die 
Vereinbarung bei B+V. 

Am 26. 3. hatte die Geschäftsleitung ihrerseits e 
gäbe keine Möglichkeiten der weiteren Verhandlur 

rklärt, es 
igen. Sie 

seien schon weitergegangen, als ihre Möglichkeiten gewesen 
seien. 

Am 28. 3. dann die Betriebsversammlung, auf der ein 
Meinungsbild hergestellt werden sollte. Nach einer Ausspra- 
che stimmten die Anwesenden über eine Resolution ab: 

»Die Belegschaft der HDW lehnt das Verhandlungsergebnis 
als unzureichend ab. 

Die Belegschaft der HDW ist nicht bereit, sich um die Früchte 
des siebenwöchigen Tarifkampfes um die 35-Stunden-Woche 
bringen zu lassen. Die Belegschaft der HDW fordert vom Vor- 
stand: 
1. Echte Arbeitszeitverkürzung auch auf der HDW. 
2. Zusage für die Ubernahme der Auslerner und Wiedereinstel- 

lung von entlassenen HDW'lern an Stelle der Beschäftigung 
von Leiharbeitern. 

3. Keine Flexibilisierungsmöglichkeiten durch eine ungleiche 
Verteilung der Arbeitszeit und beim Freizeitausgleich für 
Mehrarbeit. 
Das dies realistisch ist, zeigen die Vereinbarungen bei Blohm 

& Voss und anderen Werften. Die staatliche HDW darf nicht zum 
sozialen Schlußlicht werden. 

Die Belegschaft der HDW erklärt ihre Bereitschaft, die Ver- 
handlungen des Betriebsrates auch in einer möglichen Eini- 
gungsstelle mit allen notwendigen Mitteln zu unterstützen.* 

Die Entschließung wurde mit 990 Stimmen gegen 108 
Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen. Die Belegschaft , 
wurde vor der Abstimmung auf der Betriebsversammlung - 
nicht nachdrücklich genug informiert, daß die Einigungs- 
stelle mit ziemlicher Sicherheit ein schlechteres Ergebnis 
bringen mußte und über die Diskussionen vorher im Betriebs- 
rat und dem Vertrauenskörper. 

Es wäre besser gewesen, statt scheinradikaler Sprüche, die 
Belegschaft deutlicher darauf hinzuweisen und vorzubereiten, 
daß in einer Einigungsstelle zur Zeit mit dem Leber-Abkom- 
men nur ein schlechteres Ergebnis herauskommen würde, es 
sei denn, die Verhandlungen vor der Einigungsstelle würden 
von einem entsprechenden Einsatz der Belegschaft begleitet 
sein. Es bestand daher das Risiko, daß andernfalls das Ergeb- 
nis'der Einigungsstelle unter dem von BR und GL ausgearbei- 
teten Vorschlag liegen könnte. Denn dieVerhandlungen in der 
Einigungsstelle würden nun wieder am Nullpunkt beginnen. 
Der Betriebsrat forderte zwar die Geschäftsleitung am 29. 3. 
auf, *in weitere Verhandlungen mit dem Betriebsrat einzutre- 
ten*. iedoch war vorauszusehen. daß die Geschäftsleituna 
daraui nicht eingehen würde. ' 

" 

Es hat zwar große Worte gegeben (»Die Belegschaft hat die 
Kampfansage angenommen-, Wir müssen doch wieder die 
,Keule'rausholen~ und ähnliches), und es gab z.T. auch Ver- 
weigerung von Überstunden, aber im Ganzen gesehen wartete 
die Belegschaft die Verhandlungen der nun notwendig gewor- 
denen Einigungsstelle ohne besondere Zwischenfälle ab. 

Auf Betriebsratsbeschluß wurden in die Einigungsstelle 
zwei Vertreter des BRs (Mahler und Napiwotzki), zwei Ver- 
treter der VK-Leitung (Kock und Bewernick), der 2. IGM-Orts- 
bevollmächtigte Engelmann und der Tarifexperte der IGM- 
Bezirksleitung, Heinz Braker, entsandt. (Teichmüller, Sekretär 
des Bezirks, und Müllner, 1. Bevollmächtigter, hatten aus 
mTermingründen~ abgesagt.) 

Zwischenspiel 
Da die Einigungsstelle erst nach dem 1. April, dem Tagedes 

Inkrafttretens desTarifvertrages, zusammentreten konnte, ent- 
stand die Frage, wie die Belegschaft sich am ersten Arbeits- 
wochenende, d. h. am Freitag, dem 12.4., verhalten sollte. Die 
IGM hatte am 25. 3. 85 in -Hinweisen zur Umsetzung der 
Arbeitszeitverkürzung« erklärt: 
»I. APRIL 1985:Die tarifvertraglichen Arbeitszeitbestimmun- 
gen treten in Kraft, aber weder liegen eine Betriebsverein- 
barung noch ein Spruch der Einigungsstelle vor. 

WA S ist zu tun? 
Zunächst zur Rechtslage: 
Die 40-Stunden-Woche ist mit Ablauf des 31. März 1985 
-tot«. Es gibt kelne Nachwirkung für den Fall, daß noch 
keine Einigung über die Umsetzung der 38,5-Stunden- 
Woche erzielt wurde. 
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Hamburg. den 25. Karz 1985 I n d u s t r ~ s c h a f t  Metall Betrieb"ate"rg 

0010 Verwaltungsstelle Hamburg Herrn Heiser M a h 1 e r 
BEiRIFBs.rd- 

DER ARBEITSZEINERKORZUNG 

1, APRIL 1995: Die tar i fvertragl ichen A r k i t s z e i t k s t i m u n g e n  treten i n  
Kraft .  aber weder l iegen eine Betriebsvereinbarung noch 
ein Spruch der Einigungsstelle vor. 

W A S i s t  zu tun? 

@ Zunächst zur Rechtslage: 
Oie 40-Stunden-Woche i s t  m i t  Ablauf des 31. Wrz  1985 "tot'. Es g i b t  
keine Nachwirkung f ü r  den Fal l .  da8 noch keine Einigung über d ie  Cm. 
3 Z Ü n g  der 38.5-Stunden-Uoche e r z i e l t  vurde. 

@ 
Dies bedeutet: A l l e  Bat.-iebsvereinbarungen. d ie  d ie  Verteilung der 
Arbei tszei t  auf d ie  einzelnen Wochentage auf der Basis der 40- 
Stunden-Woche vorsehen. t reten wegen fehlender Rechtsqrundlago aui?er 
Kraft. 

Fololich: Spätestens am Freitag, erstmals dem 12. Apr i l  1985 @ -es Feiertages am 5. Apr i l  1985). e r l i s c h t  d i e  t a r i i -  
vertragl ich geschuldete Arbe i tsp f l i ch t  jedes 16-lletallers i n  
eine. tarifgebundenen öetr ieb der Hetal t industr ie nach 
38,5 Stunden! 

Das heiBt: M i t  Erlöschen der Arbe i tsp f l i ch t  Können d ie  Kollrgiiinen @ und Kollegen 1.5 Stunden am Frei tag frUher Feierabend nachelf 

Dies bedeutet: Alle Betriebsvereinbarungen, die die Vertei- 
lung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage auf der 
Basis der 40-Stunden- Woche vorsehen, treten wegen 
fehlender Rechtsgrundlage außer Kraft. 
Folgllch: Spätestens am Freitag, erstmals dem 12. April 
1985 (wegen des Feiertages am 5. April 1985), erlischt die 
tarifvertraglich geschuldete Arbeitspflicht jedes IG-Metal- 
lers in einem tarifgebundenen Betrieb der Metallindustrie 
nach 38,5 Stunden! 
Das heißt: Mit Erlöschen der Arbeitspflicht können die 

(- Kolleginnen und Kollegen 1,5 Stunden am Freitag früher 
Feierabend machen!. 

Die GL konterte am 28. 3. 85 in einem Brief an den BR: 

,.Sehr geehrter Herr Mahler, 
auf Grund des Abstimmungsergebnisses in der Betriebs- 

versammlung am heutigen Tage gehen wir davon aus, daß der 
Betriebsrat das in der Verhandlunaskommission am 20. /21. 
März 1985 erzielte ~erhandlun~s&~ebnis  nicht bestätigen 
wird. Wir bedauern diese Entwicklung außerordentlich, zumal 
die Verhandlungsatmosphäre sehr sachlich und von dem 
beiderseitigen Bemühen getragen war, zu einer innerbetrieb- 
lichen Lösung aus eigener Kraft zu kommen. 

Da wir davon ausgehen müssen, daß bis zum Montag, dem 1. 
April 1985, eine neue Arbeitszeitregelung nach Manteltarif- 
vertrag nicht bestehen wird, teilen wir lhnen im Auftrage des 
Vorstandes vorsorglich mit, daß die bestehenden Arbeitszeit- 
regelungen über den 31. März 1985 hinaus vorerst unverändert 
fortbestehen. . .H 

Die Geschäftsleitung nutzte die Tatsache, daß die Beleg- 
schaft der Aufforderung der IGM und DAG (es ist dienPflicht., 
nach Hause zu gehen, sagte IGM-Werften-Sekretär Peter 
Melzer) nicht in großer Zahl nachkam - etwa zwischen 300 
und 400 Kollegen von Ca. 1500folgten der Aufforderung -, um 
einen Keil in die Belegschaft zu treiben. Für die meisten 
Kollegen stand weniger die Frage der Arbeitszeitverkürzung 
im Vordergrund ihrer Überlegungen, als ihr Unwille darüber, 
daß Überstunden nur noch zu 50% als solche bezahlt werden 
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Arbeitszeitregelung ab 1. Apri l  1985 

Sehr geehrter Herr Mahler. 

auf Grund des Ibstimungsergebnisses i n  der Betriebsversamlung am heutigen 
Tage. gehen w i r  davon aus. da0 der Betr iebsrat das i n  der Verhandlungskomission 
am 20.121. W r z  1985 erz ie l te  Verhandluqsergebnis n ich t  bestiEtigon wird. - Mir  bedauern diese Enrnicklung aukmrdent l i ch ,  z m l  d i e  Verhandlüngcat- 
msphäre sehr sachlich und von den beidersei t igen Benühen getragen war. zu 
e iner  innerbetr iebl ichn Lösung aus eigener K r a f t  zu k-n. 

Da w i r  davon a u s g e h  üssen. da8 b is .  zum hntag .  dem 1. Apri l  1985, eine neue 
Arbeitszeitregelung nach k n t e l t a r i f v e r t r a g  n ich t  bestehenwird. te i len  wir lhnen 
im Auftrage des Vorstandes vorsor h mit. da8 d i e  bestehenden Arbeitszeitrege- 
lungen über den 31. Kiirz 19&vorerSt unverändert fortbestehen. 

M t  der Kündigung der Betriebsvereinbarung ' Arbeitszei t  . zu. 31. März 1985. 
hatten w i r  auch d i e  übertar i f l iche. f r e i w i l l i g e  Bezahlung der Frühatiickspause 
getündigt. Diese Kündigung hal ten w i r  unverändert aufrecht. N i r  sind aber berei t .  
d i e  bisherigen Frühstückspausenregelungen unverändert beizubehalten,bis d ie  neuen 
Arbeitszeitregelungen i n  Kraft treten. 
M i r  werden d i e  Belegschaft durch Vorstandsbekannbmchung entsprechend unter- 
r ichten. 

M i t  f reundl ichen GriiBen 

HWALDTSUERKE - DEUTSCHE HERFT 
Akti$ngesellschaft Hamburg und K i e l  

sollten. Für die meisten Kollegen sind die Überstunden, die die 
Unternehmensleitung ihnen in den vergangenen Jahren 
abforderte, Grundlage ihres Lebensstandards geworden, den 
sie heute nicht mehr missen wollen. 

Jetzt schickte die Geschäftsleitung an diejenigen Kollegin- 
nen und Kollegen, die der Aufforderung der IGM Folge 
geleistet hatten, in der Woche nach dem 12. 4. ..Ermahnun- 
gen* wegen .Verstoß gegen die Arbeitszeitregelung: 

>>. . . mit Vorstandsbekanntmachung vom 28. März und 11. 
April 1985 haben wir mit Hinweis auf das eingeleitete Eini- 
gungsverfahren mitgeteilt, daß bis zum Abschluß einer neuen 
Arbeitszeitregelung die bisherigen Arbeits- und Pausenzeiten 
weiterhin Gültigkeit haben, da die bisherige Betriebsverein- 
barung über die Arbeitszeit Nachfolgewirkung hat. 

Am Freitag, dem 12. April 1985, haben Sie um 14.30 Uhr die 
Arbeit nicht wieder aufgenommen. 

Damit haben Sie gegen die vereinbarten arbeitsvertrag- 
lichen Bedingungen verstoßen. Wir sehen uns deshalb ge- 
zwungen, lhnen hiermit eine Ermahnung zu erteilen, mit dem 
Hinweis, zukünftig die arbeitsvertraglichen Bedingungen 
einzuhalten; wir sind sonst gezwungen, weitergehende perso- 
nelle Maßnahmen gegen Sie einzuleiten. . .* 

Der BR hat inzwischen in Verhandlungen mit der GL die 
Eintragung in die Personalakten verhindern können, so daß die 
IGM der angekündigten ~Massenklagen. enthoben ist. Das ist 
jedenfalls so sicherer als etwaige Klagen vor den Arbeits- 
gerichten, deren Rechtsprechung sich ständig zu Ungunsten 
der Gewerkschaften verändert. 

Das verstärkte Herauskehren des .Herren-im-Hause- 
Standpunktes durch die Geschäftsleitung muß auch als ein 
Ergebnis der Beobachtung und Erfahrung der Geschäftslei- 
tung gesehen werden, daß den Worten eines Melzer und Kock 
von der IGM und anderer keineentsprechenden Taten folgten. 
Was also als .Bestrafung der Belegschaft ( im DKP-.Werft- 
Echo.) bezeichnet wird, ist die Reaktion der GLauf eine solche 
scheinradikale Politik der Worte, Aktionen vorauszusagen, 
denen dann nichts folgt, und die so den Gegner hemmungs- 
loser macht. 
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e HOWALDTSWERKE-DEUTSCHE WERFT I BR diese Aufgabe nicht verwirklicht. Das verhindert die 
HDW Einheit der Belegschaft im Betrieb. Die unterschiedliche Auf- 

gabenstellung und deren Erfüllung ergibt erst eine Einheit 
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zwischen BR und Vertrauensleuten in einem Betrieb. 
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Das Ergebnis der Einigungsstelle 
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VerstoB gegen d i e  Arbeitszeitregelung 

Sehr 

m i t  Vorstandsbekannbnachung v n  28. K i r z  und 11. Apr i l  1985 haben w i r  
m i t  Hinweis auf das eingelei tete Einigungrstellenverfahren m i t g e t e i l t ,  
da8 b is  zum AbschluB einer neuen Arbeitszeitregelung. d ie  bisherigen - 
Arbeits- und Pausenreiten weiterhin Gült igkei t  haben. d l  d i e  bisher ige 
Betriebsvereinbarung Uber d ie  Arbei tszei t  Nachfolgewirkung hat. 

Am Freitag. d m  12. Apr i l  1985. haben Sie m qa,zn d i e  Arbe i t  n ich t  
wieder aufgenomen. 

Damit haben Sie gegen d i e  vereinbarten artei tsvertragl ichen Bedingungen 
verstoßen. W i r  sehen uns deshalb gezhungen. Ihnen hietmit  eine Ermahnung 
zu ertei len. m i t  d w  Hinieis. zukiinftig die arbei tsvertragl ichen Be- 
dingungen einzuhalten; w i r  sind sonst gezhungen. weitergehende personel- 
l e  Maßnahmen gegen Sie einzuleiten. 

Für den 12. Apr i l  1985 werden Ihnen inir 6.5 Stunden bezahlt. 

Hochachtungsvoll 
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Betriebsrat und VK - 
Zusammenarbeit oder Konkurrenz? 

Ein Wort zur Arbeit der gewerkschaftlichen Vertrauens- 
leute im Betrieb und zum BR muß gesagt werden, weil es nicht 
weiterhilft, dem einen Gremium Untätigkeit vorzuwerfen in 
einer Frage, die nur das andere Gremium (bzw. beide gemein- 
sam) lösen kann. Die Tätigkeit der beiden Gremien kann nicht 
dieselbe sein, denn dann wäre eins von beiden überflüssig. 

Der Tätigkeit des BR ist durch Gesetze und Paragraphen 
des BetrVG ein Rahmen vorgeben. Diesen Rahmen in 
Verhandlungen mit der GL auszuschöpfen und die vorhande- 
nen Spielräume auszunutzen, ist seine Aufgabe. Die Para- 
grafen des Betriebsverfassungsgesetzes können in der einen 
oder anderen Richtung ausgelegt werden, also umstritten 
sein. Dasselbe gilt für Tarifverträge. Die Vorsitzenden der 
Einigungsstellen sind meistens juristisch versierte Leute, die 
die Auslegung von Gesetzen und Abkommen gelernt haben. 
Weder BR noch GL noch Einigungsstellenvorsitzender 
können die Kräfteverhältnisse zwischen den Interessenver- 
tretern verändern. Wenn den Betriebsräten vielleicht der Vor- 
wurf gemacht werden sollte, daß sie schlecht verhandelt 
haben, und daß andere Betriebsräte - sei es aus der DKP oder 
KPD - ein besseres Ergebnis in Verhandlungen erzielt hätten, 
dann muß das gesagt werden. 

Dle Verirauensleute haben - wenn sie nicht überflüssig 
sein wollen - die Aufgabe, dem zwischen Belegschaft und 
Geschäftsleitung agierenden Betriebsrat einen größeren 
Spielraum zu verschaffen und Rückenstärkung zu geben. Das 
kann aber nicht dadurch geschehen, daß derVK seinegewerk- 
schaftlichen Aufgaben dem Betriebsrat zuschiebt und dann 
schimpft, daß er diese nicht erfüllt. Er hat die Aufgabe, dem 
Betriebsrat in den Verhandlungen die Kraft der organisierten 
Kollegen zur Seite zu stellen. Wenn aber gesagt wird, der BR 
bzw. eine *Handvoll Kollegen. verhindere die Mobilisierung 
der Belegschaft, dann sagt das nur, daß der Vertrauenskörper 
diese Aufgabe nicht erfüllt hat und nun darüber klagt, daß der 

. . .hat bei den Arbeitern und Angestellten Enttäuschung 
hervorgerufen, weil es - wie befürchtet - unter dem von 
Betriebsrat und Geschäftsleitung ausgearbeiteten und dann 
von der Betriebsversammlung verworfenen ersten Vorschlag 
liegt. Die entscheidenden Punkte (aus dem Betriebsrats-Info): 

~ 1 .  Die Umwandlung der bezahlten Frühstückspause in eine 
unbezahlte Frühstückspause darf zu keiner Akkorderhöhung 
führen (vorher hätte es eine Akkorderhöhung bis zu 3,1 O/O 

bedeutet, die sich auch für die Zeitlöhner ausgewirkt hätte). 

2. Grundsätzlich soll alle Mehrarbeit in Freizeit umgewan- 
delt werden (vorher hätten mind. 5O0/0 der Mehrarbeit in Frei- 
zeit umgewandelt werden können). 

3. Ausweitung der zweiten Schicht im HM-Bereich2 um Ca. 
15 Arbeitnehmer und Festschreibung der Nachtschichtim HF- 
Bereichs Ca. 100 Arbeitnehmer. Außerdem haben wir die Zu- 
sicherung geben müssen, alle weiteren Probleme beider HDW - 
in Hamburg in Gesprächen und Verhandlungen mit der Unter- , 
nehmensleitung zu regeln. Der Betriebsrat hat diesen -. 
Vorschlag beraten und ihm zugestimmt, wobei wir einge- 
stehen müssen, daß dieser erzielte Kompromiß in der Eini- 
gungsstelle schlechter ist, als das Verhandlungsergebnis vom 
20./21. 3. 1985 zwischen BR-Kommission und Vorstand-. 

Der Vorsitzende der Einigungsstelle stützte sich nach 
seinen eigenen Worten auf den *Geist des Tarifvertrages, den 
Erklärungen des Schlichters und der Tarifvertragsparteien, 
die diesen Tarifvertrag abgeschlossen haben<.. - ..Der Tarif- 
vertrag sieht eine Flexibilisierung vor.. Vor allem sind in erster 
Linie die .betrieblichen Erfordernisse maßgebend.. ..C, 

während »zwingende persönliche Gründe.. . nach Möglich- 
keit zu berücksichtigen sind<<. 

Schon durch den Tarifvertrag selbst sind die Verhandlungs- 
möglichkeiten des BRserheblich eingeschränkt. Die Entschei- 
dung der Einigungsstelle schränkt sie weiter ein. Der 
Einigungsstellenvorschlag lag dem BR vor, der bei 2 Enthal- 
tungen (die aber keineswegs von den Kritikern im BR kamen) 
zustimmte, wohl in der Annahme, daß ein Spruch des ~Unpar-  
teiischen~< auch noch die Sonnabendarbeit reingebracht hätte. 
Was also blieb übrig, als zuzustimmen auch für jene, die 
meinten, radikale Reden genügten, um die Forderungen der 
Belegschaft durchzusetzen. wenn dem persönliche Angriffe ) folgen, dann zeigt das nur, daß in der Sache wenig zu kritisie- s 

ren bleibt. 

2 Maschinenbau; d. Red. 
3 Werftbereich: d. Red. 

CI W 
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Hanburg. den 3.05.1985 

Der Betriebsrat 
informiert 

Liebe Kolleginnen, l i ebe  Kollegen, 

S c h r l t t l l c h r  Ermmhnunarn - ~- 
Nachdem der Betr iebsrat d i e  berechtigten Beschwerden von Ca. 3W Arbeitnehmern g r  
mäB Betr. VG 5 85. s c h r i f t l i c h  der Untemehmensleltung vorgetragen hat i s t  es i n  
Gesprächen mischen Betr iebsrat und Unternehnenslertung gelungen, folgindes zu er- 
..-<.km". , =a.,,=,,. 

'' Oie Unternehmsle i tum~ e r k l ä r t  da0 d i e  s c h r i f t -  
l ichen Ermahnungen keine ~ o l g e r f r k u n ~ e n  haben und 0 auch n ich t  i n  d i e  Personalakte übernonnen werden." a 

üamit i s t  nach k l n u n g  des Betriebsrates a ie  schr i f t l t che  Embnung enstands- 
los  und kann rech t l i ch  später nfcht gegen d i e  einzelnen Kollegen vem%3XG3enen. - 
Oie Untemeinwznsleitung i s t  abcr n i c h t  b e r c i t  i h r e  schr i f t l i che  Emhnung durch e in  
Schreiben an jeden einzelnen Kollegen zurückzuziehen. 



/ Hamburg, den 30.04.1985 

Der Betriebsrat 
informiert 

Liebe Kolleginnen, L iebe Kol legen,  

am H i t t M c h  den 17.04.1985 ha t t en  w i r  über  den l e t z t e n  Stand der  Verhandlungen i n  de r  

~ i n i g u n g r r t ~ l i e  r c h r i f t l i c h ' b e r i e h t e t  und den p rovoka t i ven  Entwurf de r  HOW - Vorstandes 
abgedruckt. Der Einigungsrte i ienvorsl tzende Landesa rbe i t s r i ch te r  Or. Baarz h a t  an Var- 
m i r r a g  der 17.04.1985. se inen Ein igungsvorschlag den Be t r i ebspa r t e i en  vorgetragen. 

D ie  Kernpunkte dabei waren: 
r 38,s Std.-Woche für a l l e  Arbeitnehmer. 
* TSgl iche A r b e i t s z e i t  7,75 Std. 
r Einführung e ine r  o f f i z i e l l e n  Sonnabendarbeit - jeden 5. Sonnabend. 
r Umiendlung de r  b i she r  bezahl ten Frühr tückspaure i n  e i n e  unbezahl te  

Frühstückspaure - ohne Kürzung von Vorgabezeiten. 
* Umiandlung a l l e r  Uberstunden i n  F r e i z e i t .  
r Schaffung von 100 neuen Arbe i t sp l ä t zen  b e i  HDW. 

Sein Vorschlag begründete e r  m i t  dem p o l i t i s c h e n  W i l l e n  de r  T a r i f v e r t r a g r p a r t e i e n  
( iG -He ta i i  und Arbei tgeberverband)  zur Schaf fung neuer A r b e i t s p l ä t z e  und anhand des 
Han te l t a r i f ve r t r age r .  

Dieser  Vorschlag wurde zue rs t  von dem Vo rs tand rvo r s i t r enden  der  HDW - Herrn Ah le r s  abge- 
l ehn t ,  da d i e  Unternehmensieitung noch fo lgende Punkte anders ge rege l t  haben w o l l t e :  

* h n a b e n d a r b e l t  jeden zwei ten Sonnabend. 
r Vorgabezeitkürzungen für d i e  V i e r t e l s t unde .  
+ Keine 100 neuen A r b e i t r p i ä t r e .  

I 
+ Keine 38.5 Std.-Woche f ü r  Azubis und AT - A n g e s t e l l t e  - sondern 40 Stunden. 

Auch unsere S e i t e  - Be t r i ebs ra t l lG -He ta i i ,  h a t  den E in i gungsvo r r ch l ag  von D r .  Baarz ab- 
gelehnt ,  da i n  diesem Vo r r ch l ag  un te r  anderen d i e  o f f i z i e l l e  Sonnabendarbeit I n h a l t  war 
und o f f i z i e l l e  Sonnabendarbeit f ü r  uns unzumutbar irr. 

Damit war de r  e r s t e  E i n i gung i ve r ruch  g e s c h e i t e r t  und be i de  Be t r i ebspa r t e i en ,  Unternehmns-  
i e i t u n g  und Be t r i ebs ra t ,  haben nach e i ne r  Unterbrechnungrpaure i h r e  Anträge g e s t e l l t .  Der 
B e t r i e b s r a t  h a t  den Verhandiungrkonpromiü vom 20./21.03.1985. a l s  Ant rag g e s t e l l t ,  w e i l  
d i e r e r  Ant rag vorher  schon d i e  Zurtimnung de r  Un te rnehmns ie i t ung  gefunden h a t t e  und dami t  
jawohl  der Unternehmensie i tung ohne we i t e res  zurnutbar war. Der Vorstand der  HDW e r k l s r t e  
j e t z t  p l a t r i i c h  den E in i gung rva r r ch i ag  von Dr. Baarr zu ih rem Vorschlag. auch wenn n i c h t  
j ede r  Punkt die;er Vo r i ch l age r  i h ren  Vo rs te l l ungen  entsprach.  D ie  Abstimnung d i e r e r  be iden 
Vorschläge (Bet r iebsrat / -Vorstand)  ergab j e w e i l s ,  e i n  St inmungsverhäi tn is  von 6 : 6 .  I n  de r  
nächsten Abstimnung h ä t t e  dann der  Einigungsrteiienvor5itzende D r .  Baarz s i c h  entscheiden 
mÜ5Sen. weichen Vorschlag e r  r e i n e  S t i r n  g i b t .  Or. Baarr  l i e B  i n  Cesprlchen ke i nen  
Zwei fe l  daran. da0 e r  dann re inem eigenen Vorschlag.  den d i e  A rbe i t gebe rse i t e  a l s  4 n t r a g  
g e s t e i l t  ha t t e ,  zustinmen würde. 

&chuldige« suchen?! 

Daß die Tarifumsetzung - wie überall - auch bei HDW- 
Hamburg Unzufriedenheit und Uneinigkeit in der Belegschaft 
hinterlassen hat, was schon nach Bekanntwerden des Leber- 
Abkommens abzusehen war, ist eine Folge des Leber- 
Abkommens, das von der IGM als Erfolg ausgegeben wird. Es 
ist daher sinnlos, d3chuldigeu bei BR oder VK zu suchen. 
Weder das eine noch das andere Gremium kann den Tarifver- 

( trag von IGM und Gesamtmetall unterlaufen. Sie können nur 
versuchen, das beste daraus zu machen. Wir haben schon in 
der Vorbereitung zu den Verhandlungen um die 35-Stunden- 
Wochen-Forderung kritisiert und darauf hingewiesen, daß es 
sich um eine Forderung handelt, die in der Krise mit dem 
üblichen Ritual des Tarifvertragsverhandelns nicht zu lösen ist 
und daher auch eine andere Vorbereitung der Kollegen 
voraussetzet. Es genügt nicht, wie es das HDW-.Werft-Echo* 
schreibt, wdaß im letzten Jahr der Arbeitskreis 35-Stunden- 
Woche des VK die Forderung in die Belegschaft trug und dafür 
mobilisierte.. Flugblätter und Info-Tische können nicht die 
politische Aufklärung unter den Arbeitern und Angestellten 
ersetzen, daß der Kampf um Arbeitszeitverkürzung in der Krise 
nur Erfolg haben kann, wenn er von außerparlamentarischen 
Aktionen der Arbeiter in der ganzen Bundesrepublik ohne 
Rücksicht auf die Konkurrenzbedingungen der Unternehmen 
begleitet ist. 

Jetzt schreibt das .Werft-Echo-, daß die Belegschaft 
während der Einigungsstellenverhandlungen nur *starren- 
durfte. Wer hat ihr verboten, mehr zu machen? Wann hat die 
IGM sich wahrend der Verhandlungen an die Belegschaft 
gewandt, um ihren Apell von der Betriebsversammlung zu 
erneuern? Stattdessen wurden Außerungen von einem 
führenden hauptamtlichen IGM-Funktionär bekannt, daß .die 
vom Betriebsrat* mal zeigen sollen, was sie können. Das 
richtete sich vor allem gegen die immer noch ungeliebten 
ehemaligen *Aktiven Metaller-, die man nur allzugerne dort 
scheitern sieht. 

10 den anrchlir l lenden Nachrtundcn *ur& i n  V l * r i ynge lp rächen  (Ilrir Ui l e r s  und b i i r g c  
no1g-x m i s i e r l  uiid A~niauiicrqcrprlchcn I Mrr Ahie i r  und Vieske. s a i e  d ie  b l i e ~ n  
tierr Mahicr und Napir>izhil nühsan nach ri- W r m i O  g~such i .  u d ie  o f f i z i e l l e  
Sonnabendarbeit zu verhindern. Dies war &%halb beson&rs r c h r i .  wei l  der Gcrchäfrrfühicr 
der Arbeirgebervcrbande. Hctr Detiefscn au l  je&" Fa l l  i n  E inst ieg i n  d ic  Sonnabendarbcii 
erreichen wal l te .  

mrgens W 5.00 uhr. hat dann d i e  Arbeitgeberieite f o r u l i e r r  unter r l r h e n  Voraussetzungen 
s i e  be re i t  wxre n>n der o f f i z i e l l e n  lonnabendarbeit #b%tand zu nehcn. Die Palette ihrer  
vorderungen war so groO. da0 d ie  Kolicgen mahler Md * .p iwtzk i  imntan das S i t r u n g s r i m r  
der Arbeirgeberleite r e r i a r r cn  wollten. i n  der anschiieOenden veihandiung rvrdc das Ver- 
handivngserpcbnis zwischen Vorsland und 8elrirbsr.f rm 20.121.01.19.45, mit folgenden 
Xndervngcn verhandelt: 

i. Die Unrandiung der bezahlten F r G h s ~ O ~ k s p a ~ ~ ~  i n  eine vnbezihite FrGhrtücks- 
viuse. darf zu k e i w r  Akkorirhöhung führen (vorher hat te  es eine Akkoider- 
höhung b i s  zu 1.1 t bedeutet. d ie  s ich auch fG i  d i e  Z e i t l m m r  ausgewirkt 
hat te) .  

2. GrundsYtrlich s o l l  i i i a  Mehrarbeit i n  F re i ze i t  ug-ndelf e r d e n  (vorher 
hxffen mind. 50 Z der Mehrarbeit i n  F re i ze i t  uqewindc i t  werden können). 

I. Ausweitung dar zweiten Schicht i n  W! - L r e i c h  W C*. I 5  Arbeitnehmer und 
Festschreibung der Ha~htsch i rh t  im nF - &re ich s.. 100 Arbeitnehmer. luner-  
da. haben wi r  d ie  Zusicherung geben dsscn .  a l l e  r i r e r c n  Problem bei der 
HDW i n  nanburg i n  besprachen vnd Verhandlungen m i t  der Unt=rnrhmnrleilung 
ZU regein. Dcr Metrleb%r.t hat diesen Vorrchlag beraten und ihn rugerrinrir. 
-bei wi r  e inpsrehsn nllssen. da0 d icrer  e r z i e l t e  K o ~ r o i i 0  i n  der Einigungs- 
s r r l l a .  schlechter in<, a i s  dar Veihandlung%ergebnis ron 20.lt1.03. 1985 
zwischen BR-bm i i s i on  und Vorrtand. 

Zu dem Inhal t  der einzelnen natriebsrereinbarus.en: 

I. l xg l l che  Arbei fsre l len 
Normlarbei rsre i ten 7.30 - 16.- Uhr 
Unbeiihlte Painen 9.10 - 9.45 Uhr (FrGh%tück) 
Hi l t a n  12.30 - 11.- uhr 
Für a;ubis u.16 J. 1z.G - ij.2 Uhr ~ ~ i t t a g s z e i t )  
Fiir Schichc~rbeic .Hrk~chul .  und F e u n c h r .  Hit.rb.ltir der KBrhe und 
Kantine und Kraftfahrer. g i b t  es s p r i e l l e  bgeiungen. Die i I g i i c h  über- 
hingenden I Hinurcn. r r d e n  zu fni.0 Tagen ruiamngef.81 - 
fir 1985 bedeutet dies Arbeitsende -1 24.12.1981 um 12.10 Uhr und 
27.i2.1985 i r b e i < s f i = i .  Für 1986 s ind arbe icsf re le  Tape der 24. und 31. 11.86. 

2. IR l~hent l iche Arbei.tszeicen 
FYI a i i a  Arbeifnehnar d ie  unter da. L t r i e b s v e r f . s s ~ n g i ~ ~ ~ t z  fa l len.  e in-  
SChl i iOl ich &I AT - Angaste i l tm uid Auszubildenden g i l t  d i e  18.5 Std. 
Wo~he, d ie  Arbei tsze i t  w i rd  g i c i c W B i g  auf  5 Uerktaga (I(onr.9-Freicaglmir 
j e  7.75 Sld. r s r l e i l c .  Eine ungle i rh . lOig~ Verteilung der dchenl i ichen 
Avbei lsze i t  kann nur nach \kreinbirung (nach Z u s t i m n g )  mir h n  L t r i e b s -  
r a t  elfoloe". 

I. Anordnung vom mhra rbe i t  
Ei* Anordnung von Reh.arb.it i s t  nur nach w rhe r i ge r  2usti-g des L- 
t r i r b i r r t e r  W l i c h .  Die Verpfi iehcing a l l e r  Arbel rmhmr zur e h r i r b e i r .  
e r f o l g t  ge6B  mantelrarifrrrtr.9 fßr Arbei ter  und h u i g c r t e l l t e  ( 4 z i f f e i  6 .  
Avlg ie ich von eh ra rbe i<  geiU) &triebsrsr.inberung..ollen a l l e  Mehrarbeit- 
stunden durch bezahlte F re i ze i t  .in-glichen r i d e n .  % w i r  dies be t r i eb l i ch  
d g i i c h  i i r .  D i r  Mehrirbeiizuschlag. e r d e n  i n  i n  j - i i igen Abrechnungs- 
mnar ausbezahit. Uniere Seite h r r i eb * ra t I IC -Me ta l l .  hat den Einigungrroi- 
schlag M n  01. Maar* *bp.lrhnt. da I n  di=sen Vorschlip unter an6.rcn die 
a f l i z i e i l e  SM.bend.rbeit beinh.1t.i u r  und o f f i z i e l l e  Sonnrbendarkil 
f ü r  uns u n l ~ l l f b a v  i s t .  

ue i t e ra  infornirlonen. ..B. Ob.r .in bp.1u.g -1. bei den Ub.rstvn&n r r r tahren wi rd ,  
.~h.lL.l Ihr  i n  nzrz.. 
-Betrieb,,.l- 

Wir meinen: Es ist an der Zeit, mit Phrasen Schluß zu 
machen und über die Lage nachzudenken. Das Durchschnitts- 
alter der Belegschaft der HDW-Hamburg beträgt 48 Jahre. Die 
Kollegen wissen, wenn einer rausfliegt, der über 50 Jahre alt 
ist, dann kriegt er heutzutage woanders kaum noch Arbeit. 
Denn sie sehen doch, daß nicht einmal die jüngeren Kollegen, 
die entlassen wurden, Arbeit finden. Was die Belegschaft in 9 
Tagen Betriebsbesetzung nicht erreichte (und nicht erreichen 
konnte, weil sie allein stand ohne effektive Hilfe von der IGM, 
die sich jetzt sogar gegen Betriebsbesetzungen aussprach), 
das kann sie durch *starren.. nach oben auch nicht erreichen. 
Und eine Gewerkschaft, die (wie Engelmann auf der Betriebs- 
ratsBitzung vor der Einigungsstelle) den Kollegen nichts 
anderes mehr vorschlagen kann, als Unterschriften zu 
sammeln, wird nicht ernst genommen. 

Die Kollegen wissen auch aus Erfahrung, daß die IGM ihnen 
kaum noch finanzielle Unterstützung geben kann, wenn sie 
streiken. Die Solidarität müßte erst organisiert werden, wie bei 
der Betriebsbesetzung auch schon. Zwar hat die IGM in den 
vergangenen Jahren für die Organisation damit geworben, 
daß die Mitglieder auf ihre Unterstützung rechnen könnten, 
wenn sie streiken. Aber die Willensäußerungen von damals 
haben heute keine Gültigkeit mehr. Was nützen Rechtsschutz 
und Massenklagen, die den Kollegen doch keine Aussicht auf 
einen Arbeitsplatz ersetzen können? 

Wir sagen das, weil wir den Tatsachen ins Auge sehen. 
Verantwortung gebietet, die Kollegen nicht in nutzlose 
Aktionen zu führen. Kampf?? - Ja, aber der isolierte Kampf 
auf HDW alleine reicht nicht mehr, jetzt, wo es Massenarbeits- 
losigkeit gibt. Der Kampf muß vorbereitet werden mit den 
Kollegen der anderen Werften und Hafenbetriebe. Sich dieser 
Aufgabe zuzuwenden, wäre für die Kritiker angebrachter. Es 
nutzt nichts, Papier zu fabrizieren, wie gut doch die Einfüh- 
rung der35-Stunden-Woche wäre. Was not tut, ist die Kontakt- 
aufnahme mit den Kollegen der anderen Werften, um das Vor- 
gehen gemeinsam abzusprechen. 



Den Versuchen, den Betriebsrat und dort vor allem die 
ehemaligen .Aktiven Metaller. als Sündenböcke hinzustellen, 
entspricht auf der anderen Seite die Kritiklosigkeit gegenüber 
der Politik der IGM. Die Betriebszeitung der KPD, .Frischer 
Wind*, die sich neuerdingssehrortsverwaltungstreu gibt, hielt 
es für richtig, nach der Betriebsversammlung vom 28.3. auf 
den Betriebsrat bzw. die Verhandlungskommission loszu- 
gehen und meinte, .>die Mehrheit des Betriebsrates fürchtet 
offensichtlich durch ,unbotmäßiges Verhalten' (gegenüber 
der GL, d. Red.) eine negative Entwicklung der HDW zu 
 beschleunigen^^ und weiter: -Die resignative Haltung der 
Mehrheit des Betriebsrates erschwerte ein geschlossenes Auf- 
treten.. - Auch hier sind das Angriffsziel die ehemaligen 
.Aktiven Metaller. im Betriebsrat. Als Resümee der Betriebs- 
versammlung wird dann folgende Einschätzung gegeben: 
*Der Vorstand ist geschockt. Die Mehrheit des Betriebsrates 
ist ,von den Socken' angesichts der Abstimmung der Beleg- 
schaft~. 

Die Kollegen vom .Frischen Wind. hätten sich mit diesen 
ihren Schlußfolgerungen mehr Zeit lassen sollen. Sie haben 
sich nicht nur in der Annahme getäuscht, radikale Reden 
genügten, um Bewegung zu machen, sie haben ungewollt 
mitgewirkt an der Enttäuschung vieler Kollegen, indem sie 
unerfüllbare Hoffnungen weckten. Was sie dann nach der 
Einigungsstellenverhandlung schreiben, macht die Sache 
nicht besser, eher noch schlimmer: 

W Wenn es nach dem Willen der Mehrheit im Betriebsrat ge- 
gangen wäre, dann wäre der faule Verhandlungskompromiß 
nicht der Belegschaft zur Entscheidung vorgelegt worden. 
Nicht einmal der IGM-VK sollte über die Annahme oder 
Ablehnung entscheiden. Eine Handvoll Kollegen im Betriebs- 
rat meint, die Weisheit mit Löffeln gefressen zu haben . . . Der 
Versuch von VK, Belegschaft und Ortsverwaltung der /GM die 
Niederlage des ersten Verhandlungsergebnisses in ein Un- 
entschieden oder einen Sieg zu verwandeln, ist erfolglos 
gewesen. . . Verschlechterungen sind hinzugekommen. Die 
Möglichkeit zu einer Akkorderhöhung um 2 % ist weg.. . Wir 
mußten in die Offensive gehen.. . Wir haben auf Offensive 
gesetzt, aber sind geschlagen worden.. . Die Mehrheit des 
Betriebsrates wollte diese Aktionen nicht, hat weitere verhin- 
dert oder zumindest durch Passivität erschwert. Deshalb 
konnte es nicht zu dem Druck aus der Belegschaft kommen.. . 
Mit einer geschlossenen Belegschaft irn Rücken braucht kein 
Vertreter der Belegschaft unter der Tür durchzurutschen.. .C. 

Ein Vertrauensleutek(lrper, der ia wohl das Vertrauen der 
Belegschaft 
besitzen 
muß, eine 
Gewerkschaft 
und eine 
Belegschaft, 
die die Aktion 
will.. . lassen 
sich von 
einer »Hand- 
voll Kollegenn 
abhalten? 
Wenn der 
Schreiber am 
Ende seines 
Artikels seine 
Strategie 
darstellt, dann 
bildlich so. .  . 

darf man wohl die Frage stellen: Welcher Arbeiter soll das 
noch ernst nehmen, wo doch nicht einmal der Verfasser seine 
Gedanken auf eine verständliche Reihe bringt. 

Umkehr ist notwendig! - 

DKP und KPD wundern sich, daß ihre Aktivitäten auf der ', 
Werft ihnen keinen Erfolg bringen. Das liegt nicht daran, daß - 
sie zu wenig Papiere verteilen, sondern an einer falschen 
Politik. Für beide bleibt nach dem Scheitern ihrer Vorstellun- 
gen sowohl im Kampf um die Arbeitszeitverkürzung wie auch 
nach der Betriebsratswahl nur das Rummäkeln an der 
Betriebsratsmehrheit, und das heißt den ehemaligen .Aktiven 
Metallern-. Ein Teil der VK-Leitung versucht dabei, sich des 
Verirauenskörpers der IGM zu bedienen. Da diese aber die 
gewerkschaftliche Politik der IGM unkritisch übernehmen und 
die OV nichts gegen diese Richtung einzuwenden hat, die 
ehemaligen .Aktiven Metaller. zum Angriffsziel zu machen, 
stoßen sie letzten Endes gerade die Kollegen, die die ehemali- 
gen .Aktiven Metaller. mit großer Mehrheit gewählt haben, vor 
den Kopf. Es sind gerade die Kollegen, diefüreinevernünftige 
Politik am ehesten gewonnen werden können und gewonnen 
werden müssen. So schaden DKPler und KPDler auf HDW der 
politischen Sache, die sie, wenn man ihre Parteibezeichnung 
nimmt, doch vertreten wollen. 
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